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Direction du développement territorial, des infrastructures, de la mobilité et de l’environnement DIME 

Direktion für Raumentwicklung, Infrastruktur, Mobilität und Umwelt RIMU 

 

Anleitung 

— 

Verfahren für die Aufhebung der Zweckbestimmung einer Gemeindestrasse 

 

 

 

Auszug aus dem Strassengesetz vom 15. Dezember 1967 

 

Art. 19 II. Änderung 

1 Die Zweckbestimmung nach Artikel 17 Abs. 1 kann nur von der zuständigen Behörde (Direktion oder 

Gemeinderat) nach einer 30 Tage dauernden, öffentlichen Auflage aufgehoben werden. 

2 Ohne Anhörung des Eigentümers und der Berechtigten kann die zuständige Behörde die Zweckbe-

stimmung einer Privatstrasse weder ändern noch aufheben. 

3 Die zum Entscheid über die Aufhebung der Zweckbestimmung eines Bodenverbesserungsweges zu-

ständige Behörde sowie das entsprechende Verfahren bestimmen sich nach dem Gesetz über die Boden-

verbesserungen. 
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Die Gemeinde beauftragt einen Geometer, einen Plan mit dem Strassen-

abschnitt, dessen Zweckbestimmung aufgehoben werden soll, zu erstellen. 

Die Gemeinde unterbreitet das Dossier dem TBA zur Prüfung. Bei Be-

darf hört das TBA das MobA an. 

Bei einer positiven Prüfung veröffentlicht die Gemeinde die Mass-

nahme im Amtsblatt während 30 Tagen unter der Rubrik: 

«Nutzungspläne und weitere Pläne». 

JA 

 
NEIN 

 

Der Gemeinderat lädt die Einsprechenden zu einer 

Einigungsverhandlung vor. Das Verhandlungser-

gebnis wird in einem Protokoll festgehalten, das al-

len Einsprechenden zugestellt wird. Die Einspre-

chenden haben 10 Tage, um zum Inhalt Stellung zu 

nehmen und anzugeben, ob sie die Einsprache auf-

rechterhalten oder nicht. 

Der Gemeinderat fällt über die unerledigten Ein-

sprachen einen begründeten Entscheid. Der Ent-

scheid wird mit eingeschriebenem Brief und unter 

Angabe der Rechtsmittel (Beschwerde innert 

30 Tagen beim Oberamt) den Einsprechenden zu-

gestellt – Art. 132a Abs. 1 StrG und 116 Abs. 2 VRG. 

 

Parallel dazu fällt der Gemeinderat einen begrün-

deten Entscheid, um die Zweckbestimmung der 

Strasse aufzuheben. 

Der Gemeinderat fällt einen begründeten 

Entscheid, um die Zweckbestimmung der 

Strasse aufzuheben. 

Der von der Gemeinde beauftragte Geometer erstellt ein Änderungsverbal. 

Antrag auf Eintragung des Verbals in das Grundbuch. 

Einsprachen? 


